
aus Veränderungen und aus der Lösung neuer Pro-
bleme, sie sammeln Erfahrungen und erweitern
dadurch ihren Fundus an neuem Wissen. Anderer-
seits stellt Bildung eine entscheidende Voraus-
setzung für die Bewältigung sozio- und wirtschafts-
struktureller Wandlungen dar. Mängel im
Bildungs- und Ausbildungssystem können schnell
zu einem Engpaß der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklung werden. Dabei darf man
Bildung keinesfalls einseitig verkürzt auf ihre wirt-
schaftliche Bedeutung reduzieren, wie das in der
Debatte um den „Wirtschaftsstandort Deutsch-
land“ oft geschieht, sondern muß sich stets der
umfassenden gesellschaftlichen und kulturellen
Bedeutung von Bildung bewußt sein.
Bildung bedeutet die geistige und seelische Ausbil-
dung der Anlagen und Wertvorstellungen des Ein-
zelnen. Damit vergrößern sich seine Chancen, an
gesellschaftlichen Prozessen teilzuhaben, d. h.,
politische und soziale Zusammenhänge aktiv zu
beeinflussen und bei der Gestaltung der Arbeits-
und Lebenswelt souverän mitzuwirken. Aus der
gesellschaftlichen Perspektive verbreitert Bildung
den vorhandenen sozialen Fundus an Interpreta-
tions- und Handlungsspielräumen, sie verändert
die Einstellungen und Verhaltensweisen der Men-
schen zu ihren Lebensbedingungen. Damit fördert
sie die Offenheit gegenüber Veränderungen, die
Sensibilität für neue Probleme sowie die Bereit-
schaft und Fähigkeit zum Handeln und zur Bewäl-
tigung sozioökonomischer Wandlungen. Bildung
vermehrt das Know-how und die Geschicklichkeit
der Menschen, steigert die Produktivität ihrer
Arbeit und verbreitert so die produktive Basis für
die Steigerung des gesellschaftlichen Wohlstands.
Bildungs- und Lernprozesse sind damit nicht nur
Auswirkungen und Resultat von gesellschaftlichen
Veränderungen, sondern gleichzeitig auch Voraus-
setzungen und Katalysatoren für sozioökonomi-
sche Wandlungen. Nicht zuletzt erweist sich Bil-
dung deshalb als entscheidender Motor und
zentrales Vehikel für die Gestaltung einer besse-
ren gesellschaftlichen Zukunft.

III. Bildung im Übergang
zur Informationsgesellschaft

Vor dem Hintergrund dieser umfassenden gesell-
schaftlichen Bedeutung von Bildung ist es kaum
überraschend, daß sozioökonomische Umbrüche
wie die Ablösung der Agrar- durch die Industrie-
gesellschaft und der Übergang von der Industrie-
in die Informationsgesellschaft stets mit Erschütte-
rungen des historisch gewachsenen Bildungs-
wesens verbunden sind. Wir erleben heute eine 

weitreichende Verunsicherung hinsichtlich der Lei-
stungsfähigkeit des in den letzen beiden Jahrhun-
derten gewachsenen Bildungssystems. Die Liste
der Klagen ist lang und wird immer länger: Der
Kenntnisstand der Bevölkerung in den Natur- und
Ingenieurwissenschaften sei lückenhaft, der Wis-
sensstand der Auszubildenden habe sich gegen-
über früher nachhaltig verschlechtert, eine wach-
sende Nachfrage nach Qualifikationen vor allem
im Informatik- und Multimediabereich könne 
nicht befriedigt werden, die Hochschulausbildung
sei zu wenig praxisorientiert und weise gravie-
rende Effizienzdefizite auf, die Weiterbildungs-
anstrengungen der Gesellschaft blieben immer
stärker hinter den technologischen und wirtschaft-
lichen Erfordernissen zurück usw. Viele dieser
Klagen mögen ihre Berechtigung haben, ihre
Ursachen mögen tatsächlich in Mängeln und
Funktionsschwächen der vorhandenen Bildungs-
systeme wurzeln, die schnell repariert werden
können.
Genauso dezidiert ist jedoch auf den anderen Pro-
blemkern hinzuweisen, der in Zukunft einen wach-
senden Stellenwert erlangen wird: Die Anforde-
rungen an Bildung und die Bedeutung von
Bildung sind dabei, sich mit dem Übergang in die
Informationsgesellschaft grundlegend zu verän-
dern. Das hat zur Folge - so lautet meine zentrale
These in diesem Artikel daß das vorhandene
industriegesellschaftlich geprägte Bildungssystem in
Schwierigkeiten gerät und allmählich leerläuft,
sprich: diesen neuen Erfordernissen von Wirtschaft
und Gesellschaft immer weniger gerecht wird und
umgebaut bzw. reformiert werden muß. Wie aber
wird ein neues Bildungssystem aussehen? Trotz
der umfassenden gesellschaftlichen und individuel-
len Bedeutung von Bildung will ich mich im fol-
genden auf wirtschaftliche Aspekte dieser Frage-
stellung konzentrieren.

IV. Schlüsselrolle von Bildung
in der Informationsgesellschaft

Die Bedeutung der Bildung und Ausbildung von
Arbeitskräften ist im Laufe der Menschheitsge-
schichte nicht gleich geblieben, im Gegenteil: Sie
hat zugenommen. Das gilt für die Industriegesell-
schaft im Verhältnis zur Agrargesellschaft und das
gilt auch für den Vergleich von Informations- und
Industrieepoche. Aber für die Informationsgesell-
schaft gilt noch mehr: Es gibt keine Epoche der
sozioökonomischen Entwicklung, in der Bildung
und Qualifikation einen so hohen Stellenwert ein-
nehmen wie in der heraufziehenden Informations-
bzw. Wissensgesellschaft. Das liegt daran, daß Wis-
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sen - im Unterschied zu früheren wirtschaftlichen
Epochen - in der Informationsära selbst zum ent-
scheidenden Produktions- bzw. Wertschöpfungs-
faktor wird. Wissen wird zur Grundlage der Pro-
duktion von gesellschaftlichem Reichtum2 . Die
Schaffung neuen Wissens und seine kreative Nut-
zung in Form neuer Problemlösungen, neuer
Güter und neuer Dienstleistungen - das ist der
Boden, auf dem allein sich in Zukunft der Wohl-
stand wirtschaftlich hochentwickelter Wirtschaften
noch weiter steigern lassen wird. Die Schaffung
und Anwendung von Wissen jedoch geschieht 
nicht von selbst. Sie ist unmittelbar an die Fähig-
keiten von Menschen geknüpft: an Geschicklich-
keit, an spezifische Kenntnisse, an erworbenes
Know-how, an Kreativität, Initiative, Engagement
usw. Und der Erwerb solcher menschlichen Fähig-
keiten geschieht durch Bildung und Lernen. Des-
halb ist die Informationsgesellschaft essentiell dar-
auf angewiesen, Lernprozesse zu verbreitern und
zu beschleunigen. Hierzu bedarf es massiver Inve-
stitionen in die Bildung und Ausbildung von Men-
schen. Eine leistungsfähige Infrastruktur, welche
erarbeitete Wissensbestände enthält und Men-
schen Lernen ermöglicht und erleichtert, muß
geschaffen werden.

2 Vgl. dazu ausführlich Johann Welsch, Arbeiten in der In-
formationsgesellschaft, Studie für die Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Bonn 1997, S. 10 ff.
3 Vgl. Friedrich Buttler/Manfred Tessaring, Humankapital
als Standortfaktor. Argumente zur Bildungsdiskussion aus
arbeitsmarktpolitischer Sicht, in: Mitteilungen zur Arbeits-
markt- und Berufsforschung (MittAB), (1993) 4, S. 467 ff.

V. Wachsende Bedeutung
von Humankapital

Die in den Köpfen und Fähigkeiten der Menschen
enthaltenen Wissensbestände werden in der Öko-
nomie als „Humankapital“ bezeichnet. Wachsende
Investitionen in Humankapital sind erforderlich,
da weder der vorhandene Produktionsapparat
betrieben noch neue wissensintensive Güter und
Dienstleistungen geschaffen werden können, wenn
es an qualifizierten Arbeitskräften fehlt. Deshalb
werden in der Informationsgesellschaft Human-
kapitalinvestitionen gegenüber den Investitionen
in Sachkapital immer wichtiger. Die steigende
Bedeutung des Humankapitals kann man für
Deutschland empirisch belegen (vgl. Abbildung 1).
Die Relation zwischen Sachkapital- und Human-
kapitalstock hat sich seit 1920 nach Berechnungen
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung3 von 4,5 zu 1 auf 2,2 zu 1 im Jahr 1989

Relation Human- zu Sachkapitalstock
in Deutschland 1920-1989

Abbildung 1: Die steigende Bedeutung
des Humankapitals (1920 - 1989)

□ Sachkapitalstock □ Humankapitalstock

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von F. Buttler/ M.
Tessaring (Anm. 3).

verringert. Ende der achtziger Jahre stand in West-
deutschland dem Wert des gesamten Sachvermö-
gens in Form von Bauten, Ausrüstungen, Ver-
kehrswegen usw. in Höhe von knapp 10 Billionen
DM ein wirtschaftlicher „Wert“ des Humanvermö-
gens aller Erwerbspersonen von knapp 4,5 Billio-
nen DM gegenüber. Es ist davon auszugehen, daß
das Gewicht des Humankapitalbestandes gegen-
über dem des Sachkapitalstock in der zukünftigen
Informationsgesellschaft weiter deutlich zuneh-
men wird. Allerdings handelt es sich bei dieser
Tendenz keineswegs um ein „Naturgesetz“. Dahin-
ter stehen Entscheidungen, die von Seiten des
Staates und der Wirtschaft stets neu getroffen wer-
den müssen. Es gibt Anzeichen dafür, daß in
Deutschland seit vielen Jahren dem wachsenden
Investitionserfordernis in Humankapital nicht aus-
reichend Rechnung getragen worden ist.
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Hinweise auf Rückstände in der Humankapital-
entwicklung ergeben sich aus folgenden empiri-
schen Befunden:

- In der Politik der privaten Unternehmen zeigt
sich seit Anfang der neunziger Jahre, daß For-
schung und Entwicklung, Bildung und Ausbil-
dung sowie Weiterbildungsanstrengungen nicht
ausgeweitet und verstärkt, sondern in ihrem
Gewicht eher zurückgefahren werden (vgl.
Abbildung 2). Der Rationalisierungswelle der
letzten Jahre fielen nicht nur einfache Arbeits-
plätze zum Opfer, diese Welle erfaßte zuneh-
mend auch hochqualifizierte Arbeitsplätze in
den Bereichen Forschung und Entwicklung
(vgl. Abbildung 3).

- In der Politik des Staates ist bei Forschungs-
und Entwicklungsausgaben eine Stagnation
und bei Bildungs- und Ausbildungsinvestitio-
nen ein Rückgang in den neunziger Jahren
zu beobachten (vgl. Abbildung 2), das For-
schungs- und Entwicklungspersonal im Staats-
sektor wird - wie im Unternehmenssektor -
abgebaut (vgl. Abbildung 3).

- Im internationalen Vergleich liegt der Anteil
der öffentlichen und privaten Ausgaben für Bil-
dung und Ausbildung am Bruttoinlandsprodukt
(BIP) mit 5,8 Prozent unterhalb des OECD-
Durchschnitts (1994), und zwar mit rückläufi-
ger Tendenz. Demgegenüber geben die USA
6,6 und Frankreich 6,2 Prozent des Bruttoin-
landsproduktes für Bildungs- und Ausbildungs-
zwecke aus4 .

4 Vgl. Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung
u. a.. Zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands.
Zusammenfassender Endbericht an das Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie
(BMBF), hekt. Ms., Dezember 1997, Tab. 3.2., S. 22.
5 Vgl. ebd.
6 Die These wird durch die ‘eindringliche Forderung der
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Zukunft
der Medien" bestätigt. In deren jüngst veröffentlichtem
Schlußbericht heißt es: „Der Strukturwandel hin zur Infor-
mationsgesellschaft macht grundlegende Reformen im
Bildungs- und Ausbildungssystem notwendig." Enquete-
Kommission „Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesell-
schaft“, Deutscher Bundestag (Hrsg.), Deutschlands Weg in
die Informationsgesellschaft, Bonn 1998, S. 139.

- Auch der Anteil der Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben am BIP ist in Deutschland
inzwischen mit 2,3 Prozent sichtbar unter die
entsprechenden Quoten in Japan (2,8 Prozent)
und den USA (2,5 Prozent) abgesunken5 .

Diese Bildungs- und Forschungspolitik erschwert
und verzögert den Weg des Landes in die Informa-
tions- und Wissensgesellschaft. Bildungspolitik für
die Informationsgesellschaft muß überdacht und
neu gestaltet werden61.

Abbildung 2: Forschungs- und Bildungsausgaben
in Deutschland (1992 - 1996)
(Anteile am Bruttoinlandsprodukt

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten des
BMBF, Bonn 1999.

Abbildung 3: Forschungs- und Entwicklungs-
personal (Deutschland,
Personen in Vollzeitäquivalenten)

Quelle: Vgl. Abb. 2.

VI. Der Wandel von Bildung
und Ausbildung

in der Informationsgesellschaft

Wenn unsere Vermutung richtig ist, daß Bildung
in der heraufziehenden Informationsgesellschaft
einen zentralen Stellenwert einnehmen wird, dann
sind damit weitreichende Konsequenzen verbun-
den. Diese beziehen sich zum einen auf das Quan-
tum des durch die Gesellschaft jährlich anzueig-
nenden Wissens, zum anderen auf die Art und
Weise der Wissensaneignung und damit auf die
Ziele, Inhalte und Methoden von Bildung. Letzte-
res bedeutet Veränderungen vor allem für

- die Art der hauptsächlich zu vermittelnden
Qualifikationen,
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- das Verhältnis von Lernen und Arbeiten,

- die Orte und Institutionen des Lernens,

- die Zeiten des Lernens im Rahmen individuel-
ler Lebensbiographien sowie für

- die Rolle der Beteiligten in Bildungs- und Lern-
prozessen.

Diese Konsequenzen will ich im folgenden anhand
einiger Thesen näher beleuchten.

These 1: In der Informationsgesellschaft wird das
Quantum an anzueignendem Wissen individuell
und gesellschaftlich erheblich zunehmen. Das in
der Industriegesellschaft vorherrschende „Lernen
auf Vorrat“ wird verdrängt durch ein „lebensbe-
gleitendes Lernen“. Der Zwang zu höherer beruf-
licher und regionaler Mobilität wird wachsen.

Hauptgründe für die Zunahme des von der Bevöl-
kerung anzueignenden Wissensquantums sind
einerseits der stark steigende Umfang des jährlich
neu erzeugten Wissens, anderseits die sinkende
„Halbwertzeit“ des vorhandenen bzw. erworbenen
Wissens. Zum ersten Argument: Es dürfte kein
Zweifel darin bestehen, daß eine Gesellschaft,
deren Wohlstand sich auf Innovationen und Wis-
sen gründet, schon aus wirtschaftlichen Gründen
gezwungen ist, die Rate der Wissenserweiterung
dauerhaft zu steigern7 . Zum zweiten Argument:
Neues Wissen und neue Techniken führen dazu,
daß vorhandenes Wissen unbrauchbar wird. Auf-
grund der beschleunigten Innovationszyklen wird
die Zeit, die erforderlich ist, bis erworbenes
Wissen auf die Hälfte seiner Verwertbarkeit
geschrumpft ist, immer kürzer. Sie beträgt nach
Schätzungen gegenwärtig z. B. bei Schulwissen
20 Jahre, bei Hochschulwissen zehn Jahre und
bei EDV- und Technologiewissen nur noch eins
bis drei Jahre8 .

7 In Schätzungen wird z. B. davon ausgegangen, daß sich
gegenwärtig in großen Bereichen der Naturwissenschaften
der Wissensbestand alle zehn Jahren verdoppelt.
8 Vgl. dazu Hans-Jörg Bullinger/Konrad Betzl, Zukunft der
Arbeit im Spannungsfeld zwischen Wirtschaft und Gesell-
schaft, in: Werner Fricke (Hrsg.), Jahrbuch Arbeit und Tech-
nik, Bonn 1993, S. 149.

9 Die EU-Kommission geht davon aus, daß jährlich einer
von zehn Arbeitsplätzen untergeht und durch einen neuen
Arbeitsplatz ersetzt werden muß, soll das Beschäftigungs-
niveau gehalten werden: „Jedes Jahr verschwinden durch-
schnittlich über 10 Prozent aller Arbeitsplätze, sie werden
durch andere Arbeitsplätze, in Verbindung mit neuen Ar-
beitsprozessen in neuen Unternehmen ersetzt, die generell
neue, bessere oder umfassendere Qualifikationen voraus-
setzen.“ Vgl. Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Infor-
mationsgesellschaft: Im Vordergund der Mensch“, KOM (96)
389. Entwurf v. 23. 7. 1996, S. 20 f.
10 Vgl. dazu z. B. Johann Welsch, Multimedia und die Angst
vor dem Ende der Arbeit, in: Blätter für deutsche und inter-
nationale Politik, (1995) 7; ders., Die Multimedia-Industrie:
Sozialer und ökologischer Reformbedarf? Arbeit und Um-
welt in einer „Zukunftsbranche“, in: WSI-Mitteilungen. Mo-
natszeitschrift des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts in der Hans-Böckler-Stiftung, 49 (1996) 7.
11 Hierbei geht es um mehr als eine bloße zeitlich größere
Dauer von Lernprozessen; lebensbegleitendes Lernen be-
ziehtsich auch auf die Aneignung einer neuen Ari von Wis-
sen. In der Informationsgesellschaft kommt es weniger auf
die Wissensakkumulation und -Speicherung als vielmehr auf
die Fähigkeit der konstruktiven Wissenserarbeitung und
Kompetenzentwicklung für die Bewältigung von Problemen
an. Vgl. dazu Günther Dohmen, „Lebenslanges Lernen“ -
aber wie?, in: Herbert Kubicek u.a. (Hrsg.), Lernort Multi-
media. Jahrbuch Telekommunikation und Gesellschaft 1998,
Heidelberg 1998, S. 72 ff.

Die wachsenden Wissensanforderungen zwingen
die Berufstätigen zu einer stetigen Weiterentwick-
lung ihres Wissens und ihrer Fähigkeiten. Lernen
wird völlig neu bestimmt und definiert werden, ein
Prozeß, der derzeit in der gesellschaftlichen Praxis
bereits in der Verlagerung des Schwerpunktes vom
„Lernen auf Vorrat“ hin zum „lebensbegleitenden
Lernen“ spürbar wird. Der für die herkömmlich
Industriewirtschaft typische Berufsweg begann mit
einer Phase der Ausbildung, setzte sich fort in ver-
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schiedenen Stufen des beruflichen Werdegangs,
die in vielen Fällen mit beruflichem Aufstieg ver-
bunden waren, und endete mit dem Eintritt in den 
Ruhestand. In der ersten Phase, der Ausbildungs-
phase, wurde das beruflich benötigte Wissen
erworben, von dem dann - zusammen mit dem
sukzessive erworbenen Erfahrungswissen - in den
folgenden Phasen bis hin zum Eintritt ins Renten-
alter gezehrt werden konnte. Diese berufliche
Karriere wird für die Informationsgesellschaft
nicht mehr typisch sein. Viele der heute noch
bestehenden Arbeitsaufgaben und Arbeitplätze
fallen im Laufe der Zeit weg, womit das für sie
erworbene Wissen entwertet wird9 . Aber es entste-
hen auch neue Beschäftigungsfelder mit neuen
Erwerbschancen. Das derzeit am meisten beach-
tete ist mit dem schillernden Begriff „Multimedia“
verbunden10. Ein wesentliches Problem dabei ist,
daß die neuen Arbeitsplätze oft nicht dort entste-
hen - weder in den Regionen, noch in den Bran-
chen -, wo die alten Jobs wegfallen. Das erzeugt
für die Arbeitskräfte den Zwang zu größerer geo-
graphischer und beruflicher Mobilität. Höhere
Mobilität setzt Beweglichkeit im Qualifikationser-
werb voraus. Lernen erfolgt nicht mehr konzen-
triert auf eine bestimmte - die anfängliche - Phase
des Arbeitslebens, sondern muß mehrmals in Form
von Bildungs- bzw. Weiterbildungsphasen erfol-
gen, und zwar über den gesamten aktiven Lebens-
weg der Erwerbsperson. Gefordert ist das oft
zitierte „lebenslange Lernen“ {. Nur auf diese
Weise erhält der Einzelne seine „Beschäftigungs

11
-

fähigkeit“ („employability“) im Hinblick auf eine

28



sich schnell verändernde Arbeitswelt. Wiederholte
Qualifikationsphasen sind in der Regel die Vor-
aussetzung für die Rückkehr in das Erwerbsleben
nach längeren Phasen der Familienarbeit, der
Erholung oder des Studiums. Oft sind sie erforder-
lich für die Bewältigung neuer, unterschiedlich
strukturierter Arbeitsaufgaben, und meist ist ohne
eine entsprechende Ausbildungs- oder Weiterbil-
dungsphase der Umstieg auf ein anderes Berufs-
und Tätigkeitsfeld nicht zu leisten.

These 2: Die Informationsgesellschaft „produziert“
nicht nur steigende Anforderungen an die Qualifi-
kation der Menschen, auch die Art der geforderten
Qualifikationen wird sich verschieben. Neben fach-
lichen, inhaltlichen Qualifikationen werden sozi-
ale Kompetenzen der unterschiedlichsten Art an
Bedeutung gewinnen.

Zum Kreis der zukunftsbedeutsamen sozialen
Kompetenzen zählen zum Beispiel

- die Fähigkeit, neue Probleme zu erkennen und
zu lösen,

- das Wissen um die Gesamtzusammenhänge der
betrieblichen Leistungserstellung,

- die Fähigkeit zur Eigenmotivation, zur Selbst-
entwicklung und zu eigenständigem Lernen in
einem Umfeld mit geringen Hierarchien,

- eigenständige, ergebnisorientierte Organisation
von Arbeitsprozessen,

- die Fähigkeit zur Kooperation in Arbeits-
gruppen,

- die Fähigkeit zur zielgerichteten und ergebnis-
orientierten Zusammenarbeit in „virtuellen
Unternehmen“ sowie

- die Beherrschung der neuen informationstech-
nischen Geräte und (auch betriebsübergreifen-
den) Systeme, die sogenannte „Medienkom-
petenz“.

Einige dieser „Schlüsselqualifikationen“ lassen
sich in Gänze erst in der Arbeitswelt durch prakti-
sches Tun erwerben und voll ausbilden. Allerdings
muß die schulische Bildung die erforderlichen
Voraussetzungen für diesen Erwerb schaffen.
Dabei kommt es vor allem darauf an, als „Basis-
qualifikation“ die Fähigkeit zu Lernen zu ver-
mitteln. Menschen in der Informationsgesellschaft
müssen stärker als bisher in der Lage sein, ihre
Fähigkeiten und ihr Wissen eigeninitiativ und
eigenständig weiterzuentwickeln.

Eine der wichtigsten Aufgaben der Schule in der
Informationsgesellschaft ist die Vermittlung von
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..Medienkompetenz“ 1 Nur mit Hilfe dieser Fähig2 -
keit lassen sich die Lernpotentiale neuer technik-
gestützter Lehrangebote durch den einzelnen aus-
schöpfen. Gegenwärtig besteht in Deutschland
zweifellos noch ein erheblicher Rückstand in der
Förderung dieses zentralen Kompetenzbereiches13.
Medienkompetenz bedeutet jedoch mehr als nur
die Fähigkeit, neue Medien lernförderlich zu hand-
haben, sie umfaßt auch die Fähigkeit des Einzel-
nen, gezielt und bewußt Medienangebote auszu-
wählen und zu beurteilen sowie aktiv in den
Medienprozeß eingreifen zu können. Ingesamt
geht es darum, daß sich der Einzelne in der neuen
Medienwelt selbstbewußt, autonom und verant-
wortungsvoll zurechtfinden und bewegen kann.

12 Vgl. dazu die Beiträge von Dieter Baacke und Sabine
Hadamik in: ebd.
13 Peter Glotz spricht in diesem Zusammenhang gar von
der „Bildungskatastrophe der neunziger Jahre"; vgl. seinen
Beitrag: Medienpolitik als Wissenschafts- und Bildungs-
politik, in: ebd, S. 17. Zwar versuchte die letzte Bundesregie-
rung, durch die Initiative „Schulen ans Netz“ die Situation zu
verbessern, die dadurch bewirkte Verbesserung der techni-
schen Infrastruktur ist allerdings nicht ausreichend; das
Erlernen der kompetenten Nutzung dieser technischen Mög-
lichkeiten ist mindestens genauso wichtig für die Vorberei-
tung der Menschen auf die Informationsgesellschaft.
14 Vgl. ausführlich Johann Welsch. Die Arbeitswelt der In-
formationsgesellschaft. in: Blätter für deutsche und inter-
nationale Politik, (1997) 3.

These 3: Das Verhältnis von Lernen und Arbeiten
wird sich in der Informationsgesellschaft grund-
legend verändern. Arbeiten muß lernförderlich
gestaltet werden. Arbeiten und Lernen müssen stär-
ker miteinander verzahnt werden.

In der Industriewirtschaft waren die Aufgaben und
Tätigkeiten von Beschäftigten weitgehend fest-
gelegt. Arbeitsplätze waren auf Dauer strukturiert
und umfaßten ein festes Bündel von Arbeitsauf-
gaben. Die Lernkomponente der Arbeit war
gering. In der Informationsgesellschaft wird es
feste Arbeitsplätze im alten Sinne in vielen Fällen
nicht mehr geben. Projektorientiertes Arbeiten
mit wechselnden markt- und situationsabhängigen
Problem- und Aufgabenstellungen tritt in den Vor-
dergrund. Feste und dauerhafte Strukturen der
Arbeitsprozesse werden aufgeweicht14. Deshalb
gilt es, Arbeitsprozesse als lernförderliche Prozesse
zu gestalten. Die Lernkomponente in der Arbeit
ist verhältnismäßig groß. Arbeit muß so gestaltet
werden, daß Lernen in möglichst großem Umfang
ermöglicht wird. Das bezieht sich auf die Zusam-
mensetzung von Projektteams ebenso wie auf die
Gestaltung der wechselnden Einsatzfelder einzel-
ner Arbeitskräfte. Auch der Zeitkomponente,
deren es für Lernen bedarf, ist Rechnung zu tra-
gen. Das ist um so wichtiger, als die in Zukunft
benötigten Qualifikationen aufgrund der Unstruk-
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turiertheit vieler Arbeitsaufgaben schwer auf
lange Sicht zu prognostizieren sind, sondern im
Problemlösungsprozeß immer wieder neu entwik-
kelt werden müssen.

These 4: Bildung und Lernen wird in pluralisierten
institutionellen Strukturen stattfinden. Lernen wan-
dert aus den herkömmlichen Bildungseinrichtungen
aus in andere Institutionen. Vor allem die Wirt-
schaft wird zu einem wichtigen Träger von Lern-
prozessen.

Lernen findet zukünftig „überall“ statt: in der
Arbeit, in der Freizeit, zu Hause, unterwegs usw.
Eine der wichtigsten Veränderungen besteht darin,
daß die Wirtschaft neben den herkömmlichen Bil-
dungsinstitutionen Schule und Hochschule zu
einem wesentlichen Träger und Anbieter von
Lernprozessen wird. Das ergibt sich daraus, daß 
lebensbegleitende, berufliche Weiterbildung sich
eng an den schnellen Veränderungen wirtschaft-
licher Aufgaben orientieren muß. Die Unter-
nehmen sind einerseits Gestaltungsinstanzen von
arbeitsbezogenem Lernen, da sie über die Ausge-
staltung der betrieblichen Arbeitsorganisation ent-
scheiden. Sie fungieren andererseits als Anbieter
neuer Lernkonzepte im Zuge der Kommerziali-
sierung des Bildungs- und Ausbildungssektors
(Lernsoftware, Telelearning). Die Unternehmen
müssen sich selbst verändern, sie müssen zu
lernenden Organisationen umgestaltet werden, um
im globalen Innovationswettbewerb wirtschaftlich
bestehen und erfolgreich sein zu können. Die Wei-
terbildung von Beschäftigten wird zur wichtigsten
Zukunftsinvestition und damit zur permanenten
Aufgabe des Managements. Die Gewährleistung
von intensiver Kommunikation unter den Beschäf-
tigten wird eine der wichtigsten organisatorischen
Herausforderungen.

Öffentliche Bildungseinrichtungen müssen sich ver-
ändern und öffnen. Zwei der wichtigsten Aspekte
in diesem Zusammenhang sind die stärkere Inter-
nationalisierung der Hochschulen und ihre Öff-
nung für neue Zielgruppen. Der Zwang zur stärke-
ren Internationalisierung ergibt sich aus der
Internationalisierung des Bildungsmarktes, z. B.
durch neue Lehrangebote im Internet, sowie durch
die Notwendigkeit, für ausländische Studenten
und Studentinnen attraktiver zu werden. Das
erfordert ein Angebot neuer, international kompa-
tibler Abschlüsse sowie die Entwicklung von Lehr-
angeboten mit weltweiten Zugangsmöglichkeiten,
sprich im Internet und in englischer Sprache. Das
bedeutet nicht, daß sich die Hochschulen gänzlich
zu „virtuellen Institutionen“ entwickeln sollen. Es
geht vielmehr um die Ergänzung der vorhande-
nen „On-Campus-Lehrangebote“ durch attraktive

„Off-Campus-Angebote“, welche auf dem inter-
nationalen Bildungsmarkt durch hohe Qualität
bestehen können. Und es geht um die bessere Ver-
marktung der Kernkompetenzen, über die Hoch-
schulen verfügen, nämlich die Fähigkeit, Bildungs-
inhalte zu entwickeln .15

Die Öffnung für neue Zielgruppen bedeutet zwei-
erlei: Zum einen geht es um Erwerbstätige und
Arbeitslose. Erwerbstätigen kann der Zugang zu
einer akademischen Ausbildung durch die Einrich-
tung berufsintegrierter Studiengänge ermöglicht
werden. Darüber hinaus sollten für Phasen der
Arbeitslosigkeit dem Einzelnen verstärkt Umschu-
lungsmöglichkeiten auch an Hochschulen eröffnet
werden. Die andere große Zielgruppe sind Men-
schen im Ruhestand, die sich in der „dritten
Lebensphase“ befinden. Deren demographisches
Gewicht wird in unserer alternden Gesellschaft in
Zukunft erheblich wachsen. Freie Kapazitäten der
Hochschulinfrastruktur sollten verstärkt für die
Weiterbildung der älteren bildungswilligen Bürger
und Bürgerinnen genutzt werden.

These 5: Die Informationsgesellschaft bewirkt eine
grundlegende Umwälzung der Arbeitswelt. Außer-
schulische Bildung muß sich verstärkt auf unter-
schiedliche Lernbedürfnisse und Lerngruppen ein-
stellen, welche sich durch neue Arbeitsformen und
Erwerbstätigengruppen ergeben: Kernbelegschaf-
ten, Randbelegschaften, Selbständige, Arbeitslose.

Die soziale Schichtung der Erwerbstätigen wird
durch neue Arbeitsformen und veränderte Ar-
beitsverhältnisse umgestaltet. Wir erleben seit
Jahren eine rückläufige Bedeutung des „Normal-
arbeitsverhältnisses“, d. h. der dauerhaften, abhän-
gigen Beschäftigung eines Arbeitnehmers bei
einem Arbeitgeber zu tariflich vereinbarten Kon-
ditionen. Die Informationsgesellschaft wird das
Vordringen heute noch „atypischer“ Arbeitsfor-
men wie z. B. Telearbeit, Selbstangestelltenarbeit,
Zeitarbeit o. ä. befördern und den Rückgang von
Normarbeitsverhältnissen beschleunigen. So hat
die Zukunftskommission für Bayern und Sachsen
ihren empirischen Befund zu diesem Thema fol-
gendermaßen resümiert: „Noch Anfang der sieb-
ziger Jahre standen einem Nicht-Normbeschäftig-
ten fünf Normbeschäftigte gegenüber. Anfang der
achtziger Jahre lag das Verhältnis bei eins zu vier,
Mitte der achtziger Jahre bereits bei eins zu drei.
Mitte der neunziger Jahre liegt es bei eins zu zwei.
Bei Fortschreibung dieses Trends wird das Ver-
hältnis von Norm- zu Nicht-Normarbeitsver-
hältnissen in fünfzehn Jahren bei eins zu eins lie-*

15 Vgl. zu diesem Aspekt ausführlich: Detlef Müller-Bö-
ling/Tilman Küchler, Hochschulentwicklung durch Multime-
dia?, in: H. Kubicek u. a. (Anm. 11), S. 187 ff.
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gen.“16 Auch wenn man diese Zahlen als übertrie-
ben kritisieren und ihnen den vorgespiegelten
Exaktheitsgrad bestreiten kann, so ist doch der
sich in ihnen ausdrückende Trend zur Abnahme
von Normarbeitsverhältnissen kaum wegzudisku-
tieren. Im Ergebnis wird diese Entwicklung dazu
führen, daß ein erheblich größerer Teil der
Erwerbsbevölkerung als heute als Freiberufler und
Selbständige arbeiten wird. Daneben gibt es dann 
kleinere Stammbelegschaften von großen Netz-
werkunternehmen. Erheblich mehr Erwerbstätige
als heute werden mit Teilzeitjobs, mit befristeten
Arbeitsverhältnissen oder auf Leiharbeitsbasis als
Randbelegschaften arbeiten. Und Geringqualifi-
zierte werden mehr noch als heute Gefahr laufen,
in Langfristarbeitslosigkeit abgedrängt zu werden.

16 Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern
und Sachsen, Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in
Deutschland. Entwicklung, Ursachen und Maßnahmen, Teil I,
Bonn 1996, S. 11.

Gerade die letztgenannten Erwerbspersonengrup-
pen stellen für die Beschäftigungspolitik eine
enorme Herausforderung dar. Bildungs- und Wei-
terbildungspolitik müssen für die Lösung der
Beschäftigungsprobleme und die Verwirklichung
von Chancengleichheit einen wichtigen Part
spielen. Vor allem müssen sie neue und andere
Zugänge zu Bildung eröffnen, da die verschiede-
nen Gruppen unterschiedliche Zugangsvorausset-
zungen zu Bildung und Weiterbildung haben:

- Kernbelegschaften haben als einzige Gruppe
problemlosen Zugang zu den wachsenden
Lernangeboten der Wirtschaft, der anderen
Erwerbstätigengruppen nicht oder kaum offen-
steht.

Randbelegschaften werden allenfalls fallweise
und bedarfsbezogen in Qualifizierungsmaßnah-
men der Unternehmen berücksichtigt.

Freiberufler sind auf einen eigenständigen
Zugang zu Bildungsangeboten z. B. von kom-
merziellen Bildungsträgern angewiesen. Sie
müssen in vielen Fällen ihre Weiterbildungs-
kosten selbst tragen.

- Arbeitslose laufen noch stärker Gefahr, von
Lernprozessen der Wirtschaft gänzlich abge-
schnitten zu werden. Hier haben die Arbeits-
ämter in Zukunft noch größere Herausforde-
rungen zu bewältigen, allerdings mit dem
Problem, selbst nicht originär in die Lernpro-
zesse der Unternehmen und deren Tempo ein-
gebunden zu sein. Neue Kooperationen zwi-
schen Wirtschaft, Arbeitsämtern und sonstigen
Bildungseinrichtungen werden für die Umschu-
lung und Fortbildung von Arbeitslosen größere
Bedeutung erlangen.

These 6: Die neuen multimedialen Informations-
und Kommunikationstechniken werden zu vorherr-
schenden „Kulturtechniken“ in der Informationsge-
sellschaft werden . Das wird für die Bildung17 nicht
nur neue Probleme aufwerfen, sondern auch neue
Möglichkeiten des Lernens bieten.

Neue Probleme entstehen durch die unterschiedli-
che Fähigkeit und Bereitschaft von Individuen,
diese neuen Techniken als Lerninstrumente zu
nutzen. Ältere Menschen haben größere Zugangs-
barrieren als jüngere. Die Bezieher niedriger Ein-
kommen können sich die erforderlichen Hard-
und Softwarekosten weniger leisten als die Nor-
mal- und Gutverdiener. Deshalb liegt in der
Gewährleistung möglichst gleicher Zugangsvoraus-
setzungen zu den neuen Medien eine der Haupt-
aufgaben staatlicher Politik. Nur so kann die Spal-
tung der Gesellschaft in „Informationsarme“ und 
„Informationsreiche“ bzw. in Ausgeschlossene und
Teilhabende der Informationsgesellschaft vermie-
den werden.

Ob die neuen multimedialen Lernangebote tat-
sächlich auch neue Lernchancen eröffnen, das
hängt von der Art ihrer Anwendung ab. Bildungs-
politik muß vor allem verhindern, daß die neuen
Techniken zum Ersatz von Lehrkräften werden.
Denn keine Technik kann die Lernprozesse, die
zwischenmenschliche Kommunikation erfordern,
ersetzen. Das gilt vor allem in den jüngeren
Lebensphasen der Menschen (Grundschule), das
gilt aber auch generell im Hinblick auf die Ein-
übung sozialer Fähigkeiten, die der Einzelne auch
im Arbeitsleben zunehmend benötigt (Teamar-
beit!). Der sinnvolle Umgang mit den neuen For-
men des Lernens sollte allerdings recht früh 
gelernt und eingeübt werden.

Neue Techniken können der Unterstützung des
Lernens in der Schule und Hochschule dienen.
Sie müssen dazu als Lernwerkzeug gestaltet
und gehandhabt werden. Dazu bedarf es dreierlei
Voraussetzungen: Erstens braucht man geeignete
Konzepte für den Umgang und die Anwendung
der neuen Medien. Dabei ist zu klären, in welcher
Rolle, für welche Ziele und in welcher Form die
neuen Techniken den größten Lernnutzen stiften.
Zweitens muß das Lehrpersonal für den sinnvollen
Einsatz der technikgestützten Konzepte qualifi-
ziert werden. Und drittens ist die Einübung der
neuen Lernmethoden in gemeinsamen Anstren-

17 Vgl. Enquete-Kommission „Zukunft der Medien“
(Anm. 6), S. 149: „Mit dem Vordringen von Computer- und
Kommunikationstechniken wird der geübte Umgang mit den
neuen Medien künftig zu einer elementaren Kulturtechnik
wie Lesen, Schreiben und Rechnen. Er wird damit eine
Grundvoraussetzung für kulturellen, wirtschaftlichen und
politischen Erfolg von einzelnen und Gemeinschaften."
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gungen von Lehrenden und Lernenden erforder-
lich.

These 7: Mit dem Übergang in die Informationsge-
sellschaft und den neuen Formen der Bildung ver-
ändert sich auch die Rolle der Beteiligten in Lern-
und Bildungsprozessen.

In der industriegesellschaftlich geprägten Bildung ist
die Rolle der Lehrenden dominierend. Sie fungieren
als aktive Wissensvermittler und Informationsgeber.
Die Lernenden sind in eine weitgehend passive
Rolle gedrängt. Diese Rollenverteilung wird sich in
der Informationsgesellschaft ändern. Die Bedürf-
nisse und die Initiative der Lernenden treten in den
Vordergrund. Lernprozesse können aufgrund der
Vielzahl der Lehrangebote und ihrer großen Anpas-
sungsfähigkeit individueller gestaltet werden. Der
Lernende bestimmt über das Tempo der Lernpro-
zesse. Das bedeutet allerdings nicht, daß Lehrende
damit überflüssig werden, aber ihre Aufgaben ver-
ändern sich: Es geht nicht mehr vorrangig darum,
Lehrstoff vorzutragen und Informationen zu vermit-
teln, sondern vor allem darum, die Lernenden zu
unterstützen, sich mit den neuen Lerninstrumenten
zurechtzufinden. Lehrende übernehmen die Rolle
von „Navigatoren“, Betreuern und „Moderatoren“
in Lernprozessen. Dieser Wechsel in den Rollen ist
jedoch keineswegs problemlos.

Vor allem auf Seiten der Lehrenden werden im
Rahmen der neuen „Lernkultur“ nicht nur neue
Einstellungen, sondern auch gänzlich neue Qualifi-
kationen erforderlich. Diese können nicht als
selbstverständlich vorausgesetzt werden und fallen

auch nicht „wie Manna vom Himmel“. Damit wird
die Ausbildung der Lehrenden zu einem neuen
Engpaß bzw. zu einer neuen Herausforderung für 
die Bildungspolitik. In diesem Zusammenhang
sind bislang mindestens zwei Probleme ungelöst,
an deren Überwindung gearbeitet werden muß:
Zum einen gibt es bislang keine Qualifikationskon

18

-
zepte, um die Lehrenden auf diese neuen Auf-
gaben vorzubereiten. Solche Konzepte müßten
schnellstens entwickelt werden. Zum anderen hat
die neue Rolle der Lehrenden weiter reichende
Konsequenzen, die sich bislang noch nicht im all-
gemeinen Bewußtsein niedergeschlagen haben: 
Einerseits sind auch die Lehrenden in der Infor-
mationsgesellschaft mehr als bisher dem Zwang
zum lebenslangen und lebensbegleitenden Lernen
ausgesetzt. Das ist keine überraschende Erkennt-
nis, ihr muß jedoch auch in der praktischen Bil-
dungs- und Weiterbildungspolitik Rechnung ge-
tragen werden. Andererseits müssen sich die
Lehrenden nicht nur in die neuen Rollen von
Moderatoren, Navigatoren usw. einarbeiten, sie
werden auch zu wesentlichen Instanzen der
Bewertung multimedialer Lernangebote und brau-
chen dafür die erforderlichen Qualifikationen.

18 Wie groß diese ist, zeigen die folgenden Zahlen: Nur
4 Prozent von 4810 Veranstaltungen waren im WS 1994 den
Medien gewidmet. „Dabei war jede dritte der Medien-
veranstaltungen auf neue Medien gerichtet, was einem Anteil
von nur 1,3 Prozent an den Gesamtveranstaltungen ent-
spricht. Im Fach Deutsch lagen die Anteile für Medien-
veranstaltungen sogar nur bei 2 Prozent und für neue Medien
bei 0,3 Prozent“, aus: Gerhard Tulodziecki, Neue Medien als
Herausforderung für Schule und Lehrerbildung, in: H. Kubi-
cek u. a. (Anm. 11), S. 130.
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Dietmar Kahsnitz

Sozioökonomische Bildung -
ein Kernelement der Allgemeinbildung

I. Diskrepanz zwischen allgemeiner
Anerkennung und Realisierung

In modernen Arbeitsgesellschaften sollen gesell-
schaftliche Positionen nicht nach Standesherkunft,
sondern grundsätzlich nach der individuellen
Leistung verteilt werden. Wesentliches Bewäh-
rungsfeld für die individuelle Leistungsfähigkeit
und -bereitschaft ist die Erwerbsarbeit. Sie hat für
die Lebensentwürfe und Lebensverläufe der
Individuen, für ihre Persönlichkeitsentwicklung
und ihre soziale Integration eine herausragende
Bedeutung. Jugendliche verstehen deshalb unter
dem Erwachsenwerden vor allem die eigenverant-
wortliche Übernahme und Gestaltung der Er-
werbsrolle - neben der Partner- und Familienrolle.
Aufgrund dieser Funktion der Erwerbsarbeit für 
die Persönlichkeitsentwicklung und die gesell-
schaftliche Integration ist auch Arbeitslosigkeit
eines der größten gesellschaftlichen und politi-
schen Probleme moderner Arbeitsgesellschaften.

Für die Allgemeinbildung folgt aus diesen Funk-
tionszusammenhängen, daß den Schülerinnen und
Schülern grundlegende Kenntnisse über Struktu-
ren und Funktionen des Wirtschafts- und Beschäf-
tigungssystems, über ihre Handlungsmöglichkeiten
in diesen gesellschaftlichen Teilsystemen und über
deren gesellschaftliche und politische Gestaltbar-
keit zu vermitteln sind.

Zwar treffen entsprechende Forderungen auf all-
gemeine Zustimmung und sind sozioökonomische
Themen in allen Schulcurricula vertreten, doch
belegen empirische Untersuchungen1 immer wie-
der, daß - von lobenswerten Ausnahmen abgese-
hen - i. d. R. kein angemessener sozioökonomi-
scher Unterricht erteilt wird. Häufig werden,
verteilt auf mehrere Unterrichtsfächer wie zum
Beispiel Sozialkunde, Geschichte und Erdkunde,
nur Teilaspekte thematisiert und dann überwie-
gend aus der Perspektive des jeweiligen Fachs

1 Vgl. Klaus Jürgen Bönkost/Rolf Oberliesen, Arbeit,
Wirtschaft und Technik in Schulbüchern der Sekundarstufe 1,
hrsg. vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Technologie, Bonn 1997; Reinhold Weiss
(Hrsg.), Wirtschaft im Unterricht - Anspruch und Realität
ökonomischer Bildung, Köln 1998.

behandelt. Die sozioökonomische Bildung wird als
oberflächlich beurteilt. Unübersehbar ist auch der
Mangel an fachkompetenten Lehrkräften.
Es genügt offensichtlich nicht, die Forderungen
nach einer sozioökonomischen Bildung ständig zu
wiederholen, man muß auch nach den Gründen
des bisher relativ geringen Erfolges dieses Anlie-
gens fragen. Der Widerstand der Vertreter der eta-
blierten Unterrichtsfächer ist sicherlich eine
gewichtige Erklärung. Nicht zu übersehen sind
aber auch theoretische Begründungsdefizite, die
zu beheben sind, und Fehler in bildungspolitischen
Aktivitäten, die zu vermeiden bzw. zu korrigieren
sind. Diese Mängel und Wege zu ihrer Behebung
gilt es zunächst zu analysieren.

II. Bisherige Begründungsmängel
und Politikfehler

1. Bildungstheoretische Begründungsdefizite

Die allgemeinbildende Schule wird mit einer Fülle
von Anforderungen überschüttet. Dazu gehören
auch Forderungen nach mehr Politik-, Geschichts-,
Sport-, Mathematik-, naturwissenschaftlichem und
fremdsprachlichem Unterricht und so auch - als
eine Forderung unter vielen - die nach einem
sozioökonomischen Unterricht.
Für sich alleine betrachtet, haben all diese
(zusätzlichen) Unterrichtsinhalte ihre Berechti-
gung. Doch ist Schulzeit begrenzt, und es kann
nicht alles, was für sich gesehen nützlich und wert-
voll ist, unterrichtet werden. Es muß also eine
Auswahl getroffen und es müssen Prioritäten
gesetzt werden.
Durch einen unmittelbaren Nutzenvergleich ist
dies nicht erreichbar, da der Nutzen zum Beispiel
einer zusätzlichen Sportstunde mit dem Nutzen
einer zusätzlichen Physikstunde bzw. einer dafür
vielleicht entfallenden Politikstunde inkommensu-
rabel ist. Es bedarf einer übergeordneten Allge-
meinbildungstheorie, die Entscheidungskriterien
im Sinne genereller Orientierungskriterien für Bil-
dungsziele und -inhalte zur Verfügung stellt. Wer
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einer sozioökonomischen Bildung an allen allge-
meinbildenden Schulen wirkungsvoll das Wort
reden will, muß diese deshalb bildungstheoretisch
als ein unabdingbares Kernelement jeglicher All-
gemeinbildung begründen und aus dem allgemei-
nen Forderungskatalog an die Schulen deutlich
hervorheben. Daran hat es bisher gemangelt.
Erschwert wurde dies durch das Fehlen einer allge-
mein akzeptierten Allgemeinbildungstheorie. Die
geistige Grundlage des allgemeinbildenden Schul-
systems ist heute eher und überwiegend eine
Mischung aus traditioneller Orientierung, pragma-
tischen Nützlichkeitskalkülen (für den einzelnen
und das Wirtschaftssystem) und Kostensenkungs-
bestrebungen.

Andererseits reduziert sich das Begründungspro-
blem für die sozioökonomische Bildung aber inso-
fern, als es nicht notwendig ist, zunächst eine kon-
sensfähige Allgemeinbildungskonzeption bis in
ihre Einzelheiten auszuarbeiten. Es genügt nach-
zuweisen, daß die sozioökonomische Bildung ein
Kernelement jeglicher Allgemeinbildung ist, die
den Zielsetzungen und Ansprüchen der Persön-
lichkeitsbildung und -entwicklung in demokrati-
schen Gesellschaften gerecht werden soll.

2. Bildungspolitische Fehleinschätzungen

Eine systematische Information der Schülerinnen
und Schüler über die „Wirtschafts- und Arbeits-
welt“ unter sozialen, ökonomischen und techni-
schen Aspekten wurde erstmals 1969 mit den
Empfehlungen der Kultusministerkonferenz zur
Einführung des Unterrichtsfachs Arbeitslehre pro-
pagiert2. Die Arbeitslehrekonzeption der KMK
war zwar zunächst für die Hauptschule konzipiert
worden, galt aber als Ausdruck einer zeitgemäßen
Allgemeinbildung und sollte später auf alle allge-
meinbildenden Schulen ausgedehnt werden. Da
die Hauptschüler intellektuell als nicht fähig genug
eingeschätzt wurden, komplexere Zusammen-
hänge der „Wirtschafts- und Arbeitswelt“ abstrakt
zu begreifen, wurde das praktische Arbeiten in
schulischen Fachräumen als typische und dominie-
rende Unterrichtsmethode herausgestellt.

2 Vgl. KMK (Ständige Konferenz der Kultusminister 1969),
Empfehlungen zur Hauptschule, in: Franz-Josef Kaiser/Hugo
Kielich, Theorie und Praxis der Arbeitslehre. Bad Heilbrunn
1971, S. 76-79.

3 Vgl. Horst Ziefuss, Arbeitslehre. Eine Bildungsidee im
Wandel, Bd. 6, Arbeitslehre in der Schulpraxis der Bundes-
länder, Seelze-Velber 1995, S. 451 f.

In den meisten Bundesländern wurde Arbeitslehre
allerdings nicht als ein integriertes Unterrichts-
fach, sondern als eine Fächerkombination - i. d. R.
von Wirtschaftslehre, Technikunterricht und Haus-
haltslehre und überwiegend als Fachbereich
„Arbeit-Wirtschaft-Technik“ bezeichnet - insti-
tutionalisiert.

Doch gilt für die Unterrichtspraxis all dieser Reali-
sierungsformen bis heute gleichermaßen, daß das
praktische Arbeiten in Schulküchen und Werkräu-
men, das Erstellen von Mahlzeiten und das techni-
sche Werken einen dominanten Anteil von bis zu
80 Prozent der Unterrichtszeit beansprucht3.
Durch dieses Arbeiten in den vorhandwerklich
ausgestatteten schulischen Fachräumen lassen sich
aber Formen beruflicher und betrieblicher Er-
werbsarbeit i. d. R. weder erfahren noch simu-
lieren. Gesamtwirtschaftliche und wirtschaftspoli-
tische Zusammenhänge können auf diese Weise
prinzipiell nicht erschlossen werden.

Obwohl also der Arbeitslehreunterricht im allge-
meinen nicht angemessen über das System der
Erwerbsarbeit informiert, erfuhr er von den Tarif-
parteien bzw. von führenden Arbeitgeberverbän-
den und Gewerkschaften große Unterstützung.
Fälschlicherweise glaubten sie, durch das prakti-
sche Arbeiten das Ansehen gewerblicher Berufe
und die Attraktivität gewerblicher Berufsausbil-
dungen anheben zu können.

Das Resultat dieser Entwicklung der Arbeitslehre
war ihre Abstempelung als ein typisches Haupt-
schulfach, als „Blaujackenfach“ für intellektuell
leistungsschwächere Schüler. Die Abwehr zum
Beispiel der Gymnasiallehrer gegenüber allen
Versuchen, die Arbeitslehre auch auf ihre Schul-
form auszudehnen, ist vor allem darauf zurückzu-
führen. Konnte man die Arbeitslehre anfänglich
als hoffnungsvollen Beginn unter anderem für eine
systematische sozioökonomische Bildung an allen
allgemeinbildenden Schulen verstehen, so entwik-
kelte sich die Art, in der sie häufig praktiziert
wird, zu einem der größten Hindernisse für ihre
weitere Verbreitung.

Bildungspolitische Initiativen zugunsten einer
sozioökonomischen Bildung müssen deshalb vor
allem deutlich machen, daß es sich um kein schul-
artspezifisches Konzept handelt. Sie ist ein Kern-
element jeglicher Allgemeinbildung und an allen
allgemeinbildenden Schularten - auch an der
Oberstufe des Gymnasiums - als Unterrichtsfach
einzuführen.

Ferner gilt es klarzustellen, daß die häufig vorherr-
schende Arbeitspraxis im Unterricht der Arbeits-
bzw. der Haushaltslehre und des Technikunter-
richts anderen Bildungszielen dient und deshalb
nur begrenzt inhaltliche Bezüge zur sozioökono-
mischen Bildung aufweist.
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III. Konzeption einer sozio-
ökonomischen Bildung

Eine überzeugende bildungstheoretische Begrün-
dung der sozioökonomischen Bildung gehört zu
den Grundvoraussetzungen ihrer Einführung an
allen allgemeinbildenden Schulen.

1. Bildungstheoretische Begründung
Die Entwicklung der Freiheits- und Selbstbestim-
mungsrechte der Person und die Demokratisie-
rung der Gesellschaft stehen in der Geschichte
der westlichen demokratischen Gesellschaften in
einem offenkundigen Zusammenhang mit der Ent-
wicklung des ökonomischen Systems. Mit der Her-
ausbildung der bürgerlichen Gesellschaft, dem
Anwachsen und Bedeutungsgewinn von Hand-
werks- und Handelsberufen, der Erfahrung von
Freiheits- und Selbstbestimmungsrechten im öko-
nomischen Bereich, verbunden mit gesellschaft-
lichem Machtgewinn, ging zunehmend die For-
derung nach weiteren Freiheitsrechten und das
Verlangen, die gesellschaftlichen Lebensbedingun-
gen mitzugestalten, einher.
Die normative Basis für die Kritik der traditiona-
len, feudalen Gesellschaftsstrukturen und für die
Rechtfertigung demokratischer Forderungen bil-
deten die Freiheitsrechte der Individuen. Mit der
Reformation, der protestantischen Auslegung des
Christentums, erfuhren diese erstmals eine wir-
kungsmächtige religiöse Legitimation. Das prote-
stantische Weltbild verpflichtet die Menschen zur
Berufsarbeit, die als göttliche Berufung in die
jeweilige Berufstätigkeit verstanden wird, und zu
einer Wirtschaftsethik, nach der der einzelne auf
Erden rastlos zu arbeiten hat. Zurückgewiesen
werden von den Protestanten auch ständische
Beschränkungen der Berufsarbeit und weltliche
Herrschaftsansprüche, die anmaßenderweise im
Namen Gottes ausgeübt werden. Die ökonomi-
schen Erfolge der Anhänger dieser Berufsauffas-
sung und Wirtschaftsethik zwangen auch ihre Kon-
kurrenten mit anderen religiösen Überzeugungen,
diese Handlungsorientierungen zu übernehmen,
um im Wettbewerb zu bestehen. „Berufsmen-
schentum“ und „Erwerbstrieb“ wurden so von
einer freiwilligen, religiös motivierten Entschei-
dung zu einem Systemzwang4 .

4 Vgl. Max Weber, Die protestantische Ethik und der Geist
des Kapitalismus I (1905), hrsg. von Johannes Winckelmann,
München - Hamburg 1969.

5 Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen (1776),
München 1974; Karl Marx, Thesen über Feuerbach (1845), in:
Marx-Engels-Werke, Bd. 3, Berlin 1969, S. 5 ff.; Karl Marx/
Friedrich Engels, Die deutsche Ideologie (1846), in: ebd.,
S. 9 ff.; Emile Durkheim, Über die Teilung der sozialen Arbeit
(1893), Frankfurt am Main 1977.
6 Vgl. Wilhelm von Humboldt, Schriften zur Anthropologie
und Bildungslehre (1792 ff.), hrsg. von Andreas Flitner, Düs-
seldorf-München 1964.
7 Vgl. Dietmar Kahsnitz/Günter Ropohl/Alfons Schmid,
Arbeit und Arbeitslehre; in: dies. (Hrsg.), Handbuch zur
Arbeitslehre, München - Wien 1998, S. 3- 10.

Mit diesem Wandel der gesellschaftlichen Wertvor-
stellungen gerieten zunehmend die Unterschiede

der Berufsinhalte und der Arbeitsbedingungen
bzw. die Entwicklung, Art und Bestimmungsfakto-
ren der Arbeitsteilung als wesentliche Ursachen für
die Herausbildung individueller Persönlichkeits-
strukturen in den Blick5 .

In der für das deutsche Bildungssystem zunächst
prägenden neuhumanistischen Bildungstheorie
Wilhelm von Humboldts6 wurden diese Zusam-
menhänge dagegen systematisch ausgeblendet.
Humboldt kritisierte zwar gleichermaßen die per-
sönlichkeitsbeschränkende politische Unfreiheit
im Staat und die materielle Orientierung der bür-
gerlichen Gesellschaft, doch blieb diese Kritik für
die Inhalte seines Bildungskonzepts folgenlos. Da
er die gesellschaftlichen Konstitutionsbedingungen
der Individuen - auch aufgrund seiner politischen
Haltung und den politischen Machtverhältnissen
Rechnung tragend - nicht hinreichend erfaßte,
bezog er die Analyse und Reflexion der gesell-
schaftlichen Bedingungen von Persönlichkeitsent-
faltung und die damit notwendig einhergehende
Gesellschaftskritik in seine Bildungskonzeption
nicht ein. Dementsprechend wurde auch die
Bedeutung des bürgerlichen bzw. kapitalistischen
Wirtschaftssystems und der Berufs- bzw. Erwerbs-
arbeit für die historische Herausbildung der Auto-
nomierechte der Individuen und für die Persön-
lichkeitsentfaltung ausgeblendet .

Eine Allgemeinbildungstheorie, die den heutigen
Identitätsaufgaben und -problemen der Individuen 
und dem Stand der wissenschaftlichen Persönlich-
keitsforschung gerecht werden will, muß von der
gesellschaftlichen Konstitution der Individuen aus-
gehen. Die Individualität entfaltet sich in gesell-
schaftlichen Interaktionen, beginnend mit der
familialen Sozialisation des Kindes. Mehr denn je
ist der einzelne in hochdifferenzierten und arbeits-
teiligen Gesellschaften in vielfältige wechselseitige
Abhängigkeitsverhältnisse eingebunden. Seine
Individualität kann er nur behaupten, seine Identi-
tätsentwürfe nur realisieren, wenn er dafür in sei-
nen Interaktionsbeziehungen Anerkennung durch
andere bzw. vermittelt durch andere von dem
gesellschaftlichen Werte- und Normensystem
erfährt. Eine persönlichkeitsfördernde Allgemein-
bildung muß deshalb auch die gesellschaftliche
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Konstitution von Individualität thematisieren
und die Heranwachsenden befähigen, die hierfür
entscheidenden gesellschaftlichen Handlungszu-
sammenhänge auf ihre identitätsermöglichenden
und -restringierenden Strukturen zu befragen.

Aus diesen allgemeinbildungstheoretischen Über-
legungen folgt, daß das Wirtschafts- und Beschäfti-
gungssystem bzw. die Erwerbsarbeit wegen ihrer
großen Bedeutung für die Persönlichkeitsentfal-
tung zu den zentralen Inhaltsbereichen der schuli-
schen Allgemeinbildung gehören müssen: In
fortgeschrittenen demokratischen Gesellschaften
sollen gesellschaftliche Positionen und die damit
verbundenen unterschiedlichen Chancen für die
Persönlichkeitsentwicklung primär nach dem Kri-
terium der individuellen Leistung verteilt werden.
Zentrales gesellschaftliches Handlungsfeld für die
individuelle Leistungserbringung, Entfaltung der
Leistungsfähigkeit, Leistungsbeurteilung und Lei-
stungshonorierung ist die Erwerbsarbeit. Sie hat
deshalb eine herausragende Bedeutung für
Lebensentwurf, Lebensplanung, Selbstwertgefühl
und Selbstverständnis des einzelnen und seine
Integration in die Gesellschaft.

Erwerbsarbeit soll für die Individuen vielfältige,
unterschiedlich bewertete Erwartungen erfüllen:
materielle Unabhängigkeit und Sicherheit als
Grundlage einer selbstverantwortlichen Lebens-
führung, interessante und verantwortungsvolle
Tätigkeit, Herausforderung und Weiterentwick-
lung der persönlichen Leistungsfähigkeit, mate-
rielle und soziale Anerkennung der beruflichen
Leistung, beruflicher und sozialer Aufstieg, soziale
Kontakte, Anerkennung der Person und viel-
fältige, auch über den unmittelbaren beruflichen
Tätigkeitsbereich hinausgehende Anregungen,
Einsichten und gesellschaftliche Anerkennung.

Richtig bewußt wird diese Funktion der Erwerbsar-
beit häufig erst bei drohender oder bereits eingetre-
tener längerer Arbeitslosigkeit. Seit der berühmten
Marienthal-Studie zur Arbeitslosigkeit8 sind die
persönlichkeitsbedrohenden und -einschränken-
den Folgen von Arbeitslosigkeit immer wieder
wissenschaftlich untersucht und bestätigt worden.

8 Vgl. Marie Jahoda/Paul E Lazarsfeld/Hans Zeisel, Die
Arbeitslosen in Marienthal (1933), Bonn 1960.

9 Vgl. Martin Baethge/Brigitte Hantsche/Wolfgang Petull/
Ulrich Voskamp, Jugend: Arbeit und Identität - Lebens-
perspektiven und Interessenorientierungen von Jugend-
lichen, Opladen 1988.

Zwischen dem Streben nach Persönlichkeitsent-
faltung in der Erwerbsarbeit und den ökonomi-
schen Handlungsprinzipien und Mechanismen des
marktwirtschaftlichen Systems besteht allerdings
ein unaufhebbares Spannungsverhältnis. Ziel der
Unternehmungen ist nicht die Persönlichkeitsent-
faltung ihrer Mitarbeiter, sondern die Gewinner-
zielung und Verzinsung des eingesetzten Kapitals.
Sofern die Ziele der Unternehmungen durch eine

Arbeitsorganisation und einen Technikeinsatz ge-
fördert werden können, die im Widerspruch zu
den Persönlichkeitsinteressen der Arbeitenden
stehen, wird dieses häufig genug durch den (inter-
nationalen) Wettbewerb erzwungen. Auch garan-
tiert der Wirtschaftsprozeß nicht automatisch Voll-
beschäftigung, also jedem Arbeitswilligen einen
Arbeitsplatz - und schon gar nicht einen, der sei-
nen persönlichen Interessen und Fähigkeiten ent-
spricht. Auf der anderen Seite haben die Wirt-
schaftssysteme der westlichen Industrienationen
aber auch immense Steigerungen der Arbeitspro-
duktivität hervorgebracht. Dadurch wurden per-
sönlichkeitsfördernde gesellschaftliche Verände-
rungen wie zum Beispiel Arbeitszeitverkürzungen,
reale Einkommenssteigerungen, Verbesserung der
Arbeitsbedingungen sowie Ausbau der sozialen
Sicherungssysteme und des allgemeinbildenden,
beruflichen und universitären Bildungssystems in
einem Umfang ermöglicht, wie er noch etwa in
den fünfziger Jahren dieses Jahrhunderts unvor-
stellbar war.

Wenn auch im Zuge dieser Entwicklung Hand-
lungsfelder außerhalb der Erwerbsarbeit wie zum
Beispiel Familie und Freizeit relativ an Bedeutung
gewonnen haben, hat doch die Erwerbsarbeit nicht
an Relevanz für die Persönlichkeitsbildung und
die soziale Integration der Individuen verloren.
Zum einen ist eine prinzipielle Alternative zur
Verteilung gesellschaftlicher Positionen und der
damit verbundenen Chancen der Persönlichkeits-
entwicklung nach Leistung und der Bemessung
der Leistung primär nach der beruflichen Leistung
nicht in Sicht. Zum anderen sind die Erwartungen
an die Berufsarbeit, die Ansprüche an Selbstver-
wirklichungsmöglichkeiten in der Arbeit, nicht
zuletzt aufgrund des erheblich gesteigerten Bil-
dungsniveaus, des späteren Eintritts in die
Erwerbsarbeit und der damit verbundenen viel-
fältigen Identitätserfahrungen der Jugendlichen,
sogar noch gestiegen 1. Immer häufiger erweist es
sich deshalb auch unter ökonomischen Aspekten
für die Betriebe als sinnvoll, diesen Persönlich

9

-
keitsansprüchen in der Arbeitsorganisation entge-
genzukommen, um die Produktivitätspotentiale
der Mitarbeiter besser zu erschließen und um ihre
Arbeitsmotivation zu erhalten bzw. zu steigern.

Angesichts dieser empirischen Zusammenhänge
haben die Schülerinnen und Schüler ein Recht dar-
auf, aufgeklärt zu werden über die zentrale Bedeu-
tung des Beschäftigungs- und Wirtschaftssystems
für ihre Persönlichkeitsentfaltung, für ihre Lebens-
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führung und ihre Integration in die Gesellschaft
sowie über die grundsätzlichen Handlungsmöglich-
keiten und Handlungsstrategien, die sich ihnen 
bieten, um im Rahmen ihrer persönlichen und der
gesellschaftlichen Möglichkeiten Verantwortung
für ihre berufliche Biographie zu übernehmen und
informiert sowie verantwortungsbewußt an der
Gestaltung der gesellschaftlichen Handlungsbedin-
gungen mitzuwirken.

2. Sozioökonomische Bildung als Unterrichtsfach
Ein angemessenes Verständnis des Wirtschafts-
und Beschäftigungssystems aus allgemeinbildungs-
theoretischer Perspektive erfordert differenzierte
theoretische und empirische Kenntnisse aus dem
Bereich der Sozialwissenschaften (Wirtschaftsso-
ziologie, -recht und -psychologie) und der Wirt-
schaftswissenschaften (Betriebs- und Volkswirt-
schaftslehre). Die Auswahl der Inhalte aus diesen
wissenschaftlichen Bezugsdisziplinen wird davon
bestimmt, inwieweit sie dazu beitragen, über die
Bedeutung der Erwerbsarbeit für die Persönlich-
keitsentwicklung und -entfaltung, über die dafür
relevanten Strukturen und Entwicklungen des
Wirtschafts- und Beschäftigungssystems und über
Handlungs- und Mitbestimmungsmöglichkeit der
Individuen zur Realisierung ihrer beruflichen
Lebensentwürfe aufzuklären. Diese Kenntnisse
müssen systematisch und aufeinander aufbauend
im Unterricht vermittelt werden. Das ist nur in
einem eigenständigen Unterrichtsfach „Sozio-
ökonomie“ möglich10. Ein eigenständiges Unter-
richtsfach ist auch die Voraussetzung für die Ein-
richtung entsprechender Lehramtsstudiengänge, in
denen die notwendige Fachkompetenz erworben
werden kann. Nur so kann dem Mangel an qualifi-
zierten Lehrkräften entgegengewirkt werden.

10 Zum Verhältnis der Unterrichtsfächer Gesellschafts-
lehre und Sozioökonomie vgl. Dietmar Kahsnitz, Politische
Bildung: Ohne Krisenbewußtsein in der Krise, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 47/96, S. 23-33; ders., Arbeitslehre -
sozialökonomische Bildung und Teil der Gesellschaftslehre,
in: arbeiten + lernen/Wirtschaft, (1997) 25, S. 46-49.

Ein wesentliches Charakteristikum des Unter-
richtsfachs ist seine Interdisziplinarität. Wirt-
schafts- und Beschäftigungssystem werden glei-
chermaßen als ökonomische und gesellschaftliche
Teilsysteme behandelt. Im Mittelpunkt steht des-
halb gerade das Zusammenwirken ökonomischer,
gesellschaftlicher, politischer, ökologischer und
technischer Faktoren. Die Charakteristika des
Unterrichtsfachs werden deutlicher, wenn ihre Bil-
dungsziele weiter differenziert werden.
Auf der Ebene der Unterrichtsinhalte (Sachkom-
petenz) sind Kenntnisse und Einsichten zu vermit-
teln über

- die Bedeutung der Erwerbsarbeit für die
-Persönlichkeitsentfaltung, Arbeits- und Wirt-
schaftsorientierungen, Berufswahlkriterien, be-
rufliche Qualifikations- und Mobilitätsan-
forderungen, berufliche Ausbildungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten, Konsumstile und 
Verbraucherrechte;

- die für die Erwerbstätigen besonders relevan-
ten wirtschaftlichen und sozialen Funktionszu-
sammenhänge in Betrieben, deren rechtliche
Strukturierung und über die Handlungs- und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten der Mitarbeiter
im Betrieb;

- die für die Individuen besonders relevanten
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Funk-
tionszusammenhänge des Wirtschafts- und
Beschäftigungssystems als Ganzes und deren
gesellschaftliche und politische Gestaltung;

- die Bedeutung der europäischen Integration
und der weiter zunehmenden Internationalisie-
rung der Wirtschaft für Individuen, Betriebe
und nationale Wirtschafts- und Beschäftigungs-
systeme;

- Zielkonflikte (u. a. zwischen Umweltschutz,
ökonomischem Wachstum und Vollbeschäf-
tigung), unterschiedliche Wertvorstellungen,
Interessen und Einstellungen von Individuen
und gesellschaftlichen Gruppen, dementspre-
chend unterschiedliche Wahrnehmungen und
Bewertungen sozioökonomischer Sachverhalte
und die daraus resultierenden Konfliktpoten-
tiale;

- Prinzipien und Institutionen zur Beurteilung
und Regelung von Ziel- und Interessenkonflik-
ten in Aus- und Weiterbildung, in Betrieben
und im Wirtschafts- und Beschäftigungssystem.

Die Komplexität und Dynamik von Wirtschafts-
und Beschäftigungssystem erlauben im allgemei-
nen nur die exemplarische Erarbeitung der grund-
legenden Struktur- und Funktionszusammen-
hänge. Um so wichtiger ist es, die Schüler und
Schülerinnen in die Lage zu versetzen, selbständig
theoretische Erklärungsansätze auf (für sie) neue
sozioökonomische Sachverhalte anzuwenden, sich
Informationen hierüber zu beschaffen, diese aus-
zuwerten, ggf. Defizite in ihren Erklärungsansät-
zen zu erkennen und diese dann zu differenzieren
oder zu modifizieren. Diese Methodenkompetenz
ist gerade in der Phase der Berufswahlentschei-
dung von größter Bedeutung. Zur Förderung die-
ser Selbständigkeit der Schüler/innen eignen sich
insbesondere Methoden des entdeckenden und
des forschenden Lernens. Betriebspraktika, Be-
triebserkundungen, Interviews und Diskussionen
mit Fachleuten aus der Berufspraxis sind in diesem
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Zusammenhang notwendige Unterrichtsverfahren
und Erfahrungsgrundlagen zur Überprüfung und
Weiterentwicklung bisheriger theoretischer Ein-
sichten und zur Überprüfung von Berufsvorstel-
lungen in der Arbeitspraxis. Durch sie wird auch
der veranschaulichende und lernmotivationsför-
dernde Realitätsbezug des Unterrichtsfachs sicher-
gestellt.

Als fachbezogene Sozialkompetenz ist den Schü-
lerinnen und Schülern die Fähigkeit zu vermitteln,
sich trotz unterschiedlicher Wertvorstellungen und
Intereressen und trotz unterschiedlicher Betrof-
fenheit von sozioökonomischen Verhältnissen ra-
tional mit kontrovers beurteilten sozioökonomi-
schen Sachverhalten auseinanderzusetzen. Dazu
muß die Bereitschaft und die Fähigkeit gefördert
werden, sich eigener Wertvorstellungen, Inter-
essen, gesellschafts- und wirtschaftspolitischer
Orientierungen sowie Verhaltensweisen bewußt zu
werden, diese kritisch auf ihre Legitimität und
Widerspruchsfreiheit zu befragen und ggf. zu ver-
ändern.

IV. Zusammenfassung und Ausblick

Aus strukturellen Gründen hat die Erwerbsarbeit
auch weiterhin fundamentale Bedeutung für die
Persönlichkeitsentwicklung der Individuen und
ihre soziale Integration in die Gesellschaft. Die
Information der Schülerinnen und Schüler über
die Bedeutung der Erwerbsarbeit für sie, ihre
Handlungsmöglichkeiten im Wirtschafts-, Beschäf-
tigungs- und beruflichen Bildungssystem und über
ihre Möglichkeiten zur Mitgestaltung dieser gesell-
schaftlichen Teilsysteme gehört deshalb zu den
Kernelementen jeder Allgemeinbildungskonzep-
tion, die die Förderung der Persönlichkeitsbildung
der Heranwachsenden in modernen Gesellschaf-

ten, die wesentlich auch Arbeitsgesellschaften
sind, zum Ziel hat. Diese sozioökonomische Bil-
dung erfordert differenzierte ökonomische und
gesellschaftswissenschaftliche Kenntnisse, die nur
in einem eigenständigen Unterrichtsfach von dafür
wissenschaftlich ausgebildeten Lehrkräften kom-
petent vermittelt werden können.

Es ist eine Illusion und Selbsttäuschung zu glau-
ben, diese sozioökonomische Bildung könnte auch
von anderen Fächern wie zum Beispiel der politi-
schen Bildung, Geschichte und Geographie abge-
deckt werden. Empirische Untersuchungen bele-
gen immer wieder, daß bei dieser Scheinlösung
unvermeidlich stets nur unzusammenhängende
Teilaspekte der sozioökonomischen Bildung aufge-
griffen und überwiegend nur aus der Perspektive
des jeweiligen Fachs und damit oberflächlich
behandelt werden können. Ohne eigenständiges
Fach wird es keine wissenschaftlichen Studien-
gänge für die sozioökonomische Bildung und dem-
zufolge auch niemals genügend fachlich qualifi-
zierte Lehrkräfte dafür geben.

Diese Einsicht einigt auch so unterschiedliche Ver-
bände wie die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA), den Deutschen
Gewerkschaftsbund (DGB), Lehrerorganisationen
(u. a. Deutscher Philologenverband), Elternorgani-
sationen und wissenschaftliche Gesellschaften.
Noch in diesem Jahr wollen sie sich mit einem
gemeinsamen Memorandum an die Öffentlichkeit
und an die Kultusministerkonferenz wenden und -
bildungstheoretisch gut begründet - eine sozioöko-
nomische Bildung als eigenständiges Unterrichts-
fach an allen weiterführenden allgemeinbildenden
Schulen, von der Hauptschule bis zur Oberstufe
des Gymnasiums, fordern. Man kann nur hoffen,
daß diese Initiative genügend gesellschaftliche und
bildungspolitische Unterstützung findet und damit
zu einer zeitgemäßen Allgemeinbildung der Her-
anwachsenden beiträgt.
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Wilfried Bos/Jiirgen Baumert: Möglichkeiten, Grenzen und Perspektiven internationaler
Bildungsforschung: das Beispiel TIMSS/1II
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35-36/99, S. 3-15
Mit der Third International Mathematics und Science Study (TIMSS) liegen verläßliche Testdaten
zu den Leistungen von mehr als einer halben Million Schülern aus rund 15 000 Schulen aus mehr als
40 Ländern vor. Durch die Oberstufenuntersuchung (TIMSS/III) wurde für Deutschland erstmalig
das erreichte Wissens- und Fähigkeitsniveau der Schülerinnen und Schüler am Ende der Sekundar-
stufe II für den Bereich der mathematisch-naturwissenschaftlichen Grundbildung in beruflichen und
allgemeinbildenden Schulen und für die Fachleistungen in Mathematik und Physik der gymnasialen
Oberstufe erfaßt.

Die Befunde aus TIMSS/III bestätigen im wesentlichen die Ergebnisse aus der TIMSS-Unter-
suchung der Sekundarstufe I. Die Testleistungen deutscher Schülerinnen und Schüler liegen am
Ende ihrer Schullaufbahn ebenfalls in einem mittleren Bereich, die Unterschiede zu testleistungs-
besseren Schülerpopulationen aus vergleichbaren europäischen Staaten und westlichen Industriena-
tionen werden eher größer als kleiner. Die Abstände zu den Spitzengruppen sind groß, überpropor-
tional viele deutsche Schülerinnen und Schüler befinden sich auf den Stufen niedrigster Kompetenz.

Neben internationalen Vergleichsdaten liegen mit TIMSS Ergebnisse vor, die eine Reihe von bil-
dungspolitischen Auseinandersetzungen relativieren können und auf die Bedeutung der Unterrichts-
dimension verweisen. Für die Lehreraus- und -fortbildung und die Fachdidaktiken wurden Hinweise
zur Verbesserung des Unterrichts gegeben, Forschungslücken aufgezeigt und Programme zur Ver-
besserung des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts initiiert.

Alexander Hesse/Detlef Josczok: Annäherungen an die Quadratur des Kreises. TIMSS
und die Folgen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35-36/99, S. 16-23
Nicht die Bildung, wie von Bundespräsident Herzog verlangt, sondern TIMSS ist zum „Megathema“
geworden. Die „Third International Mathematics and Science Study“ hat den deutschen Schülern
im weltweiten Vergleich mathematisch-naturwissenschaftlicher Leistungen ein nur mäßiges Zeugnis
ausgestellt - und damit eine staunenswerte Resonanz erzielt. Die beteiligten Wissenschaftler haben
eine im Inhalt spröde, methodisch vertrackte und keineswegs sensationelle Untersuchung publi-
kumswirksam verbreitet und fast beliebiger Interpretation überlassen. Seit erste Resultate der Stu-
die bekannt wurden, rufen die Medien die pädagogische Katastrophe und die Gefährdung des
„Wirtschaftsstandorts Deutschland“ aus. Die Politik hat TIMSS als Munition im Parteienstreit ent-
deckt und in den Grabenkämpfen etwa um Gesamtschule, 13. Schuljahr und Abiturregelung in
Anschlag gebracht. Als Folge des „TIMSS-Schocks" ist eine regelrechte Prüfungs- und Testeuphorie
ausgebrochen, die die veröffentlichte Meinung bedient und die Illusion nährt, bereits auf diese
Weise die „Qualität“ der Schule verbessern zu können. Was als (behutsames) Diagnoseinstrument
durchaus einen Sinn hat, wird zusehends therapeutisch (über-) strapaziert. Trotz der mittlerweile
anerkannten (und richtigen) Programmatik, Vielfalt und Autonomie der Schulen herauszufordern
und zu stärken, besteht die Gefahr, daß (zentrale) Normierung und Kontrolle die Oberhand gewin-
nen. Jedenfalls bleiben Widersprüche ungelöst - die Szenerie erinnert an die Quadratur des Kreises.

Der Beitrag versucht, die Hintergründe zu rekonstruieren, die die Erfolgsgeschichte von TIMSS
befördert haben. Er warnt zugleich vor den Risiken medialer Erregung und bildungspolitischer
Kurzatmigkeit. So nötig eine kritische Bestandsaufnahme und eine Reform der Schule sind - eine
„nachhaltige“ Bildungsoffensive erfordert Geduld, Gelassenheit und eine Strategie auf lange Frist.
Angeraten scheint ein zentrales Gremium unabhängiger Sachverständiger, ein neuer „Bildungsrat“,
der über Bildung nach- und für Bildung vorausdenkt.



Johann Welsch: Welche Bildung braucht die Informationsgesellschaft?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35-36/99, S. 24-32
Wir erleben derzeit eine neue öffentliche Debatte über unser Bildungs- und Ausbildungswesen. Vor
allem der fortschreitende Übergang zur Informationsgesellschaft verlangt nicht nur eine quantitative
Ausweitung von Investitionen in die Bildung, die Informationsgesellschaft konfrontiert die Bil-
dungspolitik darüber hinaus mit völlig neuen qualitativen Anforderungen: Sie verlangt nach einer
grundlegenden Neubestimmung und Neugestaltung von Bildung und Lernen.

In der Informationsära werden Informationen und Wissen, ihre Schaffung und kreative Nutzung, zu
Schlüsselfaktoren des gesellschaftlichen Wohlstands. Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind
vielfältig: Der Umfang an anzueignendem Wissen wird individuell und gesellschaftlich erheblich
zunehmen. Das bislang vorherrschende „Lernen auf Vorrat“ wird durch ein „lebensbegleitendes
Lernen“ verdrängt. Die Art der geforderten Qualifikationen wird sich verschieben: Neben fachlichen
Qualifikationen werden soziale Kompetenzen, vor allem die sogenannte Medienkompetenz“, in den
Vordergrund treten. Das Verhältnis von Lernen und Arbeiten wird sich tiefgreifend verändern:
Arbeiten und Lernen müssen stärker miteinander verzahnt werden.

Lernen wandert verstärkt aus den herkömmlichen Bildungseinrichtungen als Lernorten in andere
Institutionen aus. Die Wirtschaft wird zu einem wichtigen Träger von Lernprozessen. Aufgrund der
grundlegenden Umwälzung der Arbeitswelt muß sich außerschulische Bildung vermehrt auf unter-
schiedliche Lernbedürfnisse und Lerngruppen einstellen. Die neuen multimedialen Informations-
und Kommunikationstechniken werden für die Bildung neue Probleme aufwerfen, aber auch neue
Möglichkeiten des Lernens bieten. Die Rollenverteilung zwischen den Beteiligten an Bildungs- und
Lernprozessen wird sich grundlegend verändern: Lernprozesse können individueller auf Lernende
zugeschnitten werden. Lehrende übernehmen die Rolle von „Navigatoren“ und „Moderatoren“ in
Lernprozessen.

Dietmar Kahsnitz: Sozioökonomische Bildung - ein Kernelement der Allgemeinbildung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35-36/99, S. 33-38
Aus strukturellen Gründen hat die Erwerbsarbeit auch weiterhin fundamentale Bedeutung für die
Persönlichkeitsentwicklung der Individuen und ihre soziale Integration in die Gesellschaft. Die
Information der Schülerinnen und Schüler über die Bedeutung der Erwerbsarbeit, ihre Handlungs-
möglichkeiten im Wirtschafts-, Beschäftigungs- und beruflichen Bildungssystem und über ihre Mög-
lichkeiten zur Mitgestaltung dieser gesellschaftlichen Teilsysteme gehört deshalb zu den Kemele-
menten jeder Allgemeinbildungskonzeption, die die Förderung der Persönlichkeitsbildung der
Heranwachsenden in modernen Gesellschaften, die wesentlich auch Arbeitsgesellschaften sind, zum
Ziel hat. Diese sozioökonomische Bildung erfordert differenzierte ökonomische und gesellschafts-
wissenschaftliche Kenntnisse, die nur in einem eigenständigen Unterrichtsfach von dafür wissen-
schaftlich ausgebildeten Lehrkräften kompetent vermittelt werden können.

Es ist eine Illusion zu glauben, diese Bildung könnte auch von anderen Fächern, wie zum Beispiel
der politischen Bildung, Geschichte und Geographie, wahrgenommen werden. Bei dieser (Schein-)
Lösung werden unvermeidlich stets nur unzusammenhängende Teilaspekte der sozioökonomischen
Bildung aufgegriffen und überwiegend nur aus der Perspektive des jeweiligen Fachs und damit ober-
flächlich behandelt. Ohne eigenständiges Fach wird es keine wissenschaftlichen Studiengänge für
die sozioökonomische Bildung und demzufolge auch niemals genügend fachlich qualifizierte Lehr-
kräfte dafür geben.


